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Das Energie-Existenzminimum sichern!

Die Hartz-IV-Regelsätze liegen weit unter dem tatsächlichen Existenzminimum. Un-
vorhergesehene Kostensteigerungen lassen sich nicht ausgleichen. In der Corona-
Pandemie sind die Lebenshaltungskosten laufend gestiegen. Inflation und Energie-
preise wachsen durch den Ukraine-Krieg weiter. Die vom Bundesverfassungsgericht
2014 geforderte Anpassung des Regelsatzes ist nicht nur für Strom überfällig.

Die geringen Einmalzahlungen gleichen die Kostenexplosion nicht aus. Allein Le-
bensmittel haben sich 2021 gegenüber dem Vorjahr um 4,6 Prozent verteuert. Immer
mehr Haushalte können ihre Stromrechnung nicht mehr bezahlen. Der Strom-Betrag
im Regelsatz von 36 Euro entspricht laut Stromspiegel Deutschland einem extrem
geringen Verbrauch. Einkommensarme können aber z.B. nicht einen Stromfresser
gegen einen energieeffizienten Kühlschrank auszutauschen.

Wir fordern daher für Einkommensarme und Grundsicherungsbeziehende:
 Übernahme der Energiekosten für alle existenziellen Bedürfnisse;
 unbürokratische Erstattung erhöhter Abschläge und Nachzahlungen;
 Verbot von Strom- und Gassperrungen für Privathaushalte;
 Erhöhung des Regelsatzes auf das tatsächliche Existenzminimum;
 Einmalzahlung als Ausgleich für Preissteigerungen und Mehrausgaben müssen

hinreichend bemessen sein und dürfen eine notwendige zeitnahe Erhöhung der
Regelbedarfe nicht ersetzen;

 Übernahme der Anschaffungskosten für energiesparende Geräte.

Berlin, 8. April 2022

Das Bündnis AufRecht bestehen wird getragen von: Arbeitslosen-
selbsthilfe Oldenburg (ALSO), „ARBEITSLOS - NICHT WEHRLOS“
Wolfsburg (ANW), „AufRecht bestehen“ Rhein-Main, Bundesarbeits-
gemeinschaft Prekäre Lebenslagen (BAG-PLESA), dem Bundeser-
werbslosenausschuss ver.di, Duisburger Initiative „AufRecht beste-
hen!“, Gewerkschaftliche Arbeitslosengruppe im DGB-KV

Bonn/Rhein-Sieg, Gruppe Gnadenlos Gerecht Hannover, Frankfurter Arbeitslosenzentrum e.V.
(FALZ), Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen (KOS), Tacheles e.V. Wupper-
tal, Widerspruch e.V. Bielefeld und anderen örtlichen Bündnissen und Initiativen.

Mitgliedsorganisationen: AG Schuldnerberatung
der Verbände; Armut und Gesundheit in Deutsch-
land e.V.; Armutsnetzwerk e.V.; AWO Bundes-
verband e.V.; BAG der Landesseniorenvertretun-
gen; BAG Schuldnerberatung e.V.; BAG Soziale
Stadtentwicklung und Gemeinwesenarbeit; BAG

Wohnungslosenhilfe; BBI – Bundesbetroffeneninitiative wohnungsloser Menschen; Deutscher Berufs-
verband für Soziale Arbeit e.V. (DBSH), Deutscher Bundesjugendring; Deutscher Caritasverband e.V.;
Deutscher Gewerkschaftsbund; Diakonie Deutschland; Paritätischer Gesamtverband e.V.; Gesundheit
Berlin-Brandenburg e.V.; Selbstvertretung Wohnungsloser Menschen e.V., Tafel Deutschland e.V.;
Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland


